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Landes−SPD erhebt

schwere Vorwürie

gegen Dr. Stoltenberg
Kiel (Ino) ?Die Regierung

Dr.
in Brokdorf

auch rechtlich fehlerhaft gehandelt.?
Diese von der SPD immer wieder im

Schleswig−Holsteinischen Landtag
vorgebrachte Auffassung werde durch

die jetzt vorgelegte schriftliche Ent−

scheidung (wir berichteten darüber)
des Oberverwaltungsgerichts Lüne−

burg eindrucksvoll unterstrichen, er−

klärte der stellvertretende. Vorsitzen−
de der SPD−Fraktion, Dr. Klaus Kling−
ner, gestern gegenüber der Deutschen

Presse−Agentur.

Die Begründung des Oberverwal−

tungsgerichts Lüneburg wie zuvor des

Verwaltungsgerichts Schleswig gelte
nur für Brokdorf und für kein anderes
Kernkraftwerk. Die Landesregierung
habe die Änderung des Atomgesetzes
von 1976 nicht beachtet. Im Bestre−

ben, bis zur Bundestagswahl Ruhe in
der Wilstermarsch zu halten, habe sie

sich selbst das Bein gestellt, über das

sie dann gestolpertsei.
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Landesregierung wirft Klingner Verzerrung vor
Streit um Bedeutung des Lüneburger Urteils zum Brokdorfer Baustopp geht weiter

Kiel (HJM) Der SPD−Landtags−
abgeordnete Dr. Klaus Klingner
habe den Sachverhalt ?grob ver−
zerrt?. Das stellte ein Sprecher der

Landesregierung zu Äußerungen des
Politikers zur Begründung des Be−
schlusses des Oberverwaltungsge−

richts Lüneburg im Verfahren um

das geplante Kernkraftwerk Brok−
dorf fest. Klingner hatte, wie berich−

tet, aus der Begründung harte Kritik
an Ministerpräsident Dr. Stoltenberg
abgeleitet.

*
Der SPD−Abgeordnete habe die

entscheidenden Punkte außer acht

gelassen. ;

Der Regierungssprecher nannte
aus seiner Sicht diese Tatsachen:

© Die Landesregierung hat bei der

Erteilung der 1. Teilerrichtungsge−
nehmigung für das Kernkraftwerk
Brokdorf am 25. Oktober 1976 in vol−

lem Einvernehmen mit. der Bundes−

?egierung gehandelt.
® Sie hat insbesondere die vom

Bundesinnenminister zur Ent−

sorgungsvorsorge erteilte Weisung

uneingeschränkt berücksichtigt.

© Entgegen der Behauptung von
Dr. −Klingner wurde die Neufassung
des Atomgesetzes vom August 1976

zugrunde gelegt.

Dies habe, so der Sprecher, auch
das OVG Lüneburg bestätigt, das in

diesem Punkt die Auffassung des

Verwaltungsgerichts Schleswig und

damit dessen Begründung für den

Baustopp eindeutig zurückweise.

Das Oberverwaltungsgericht halte
die 1. Teilerrichtungsgenehmigungin
allen angegriffenen Punkten auch in
der Verfahrensfrage für rechtmäßig,
wird weiter betont. Lediglich im
Hinblick auf die Entsorgung habe

das Gericht abweichend vonder bis−

herigen Praxis einen Weiterbau des

Kernkraftwerks erst für zulässig

erachtet, ?sobald
ein prüffähiger An−

trag für ein Zwischenlager gestellt
und geologische Untersuchungen in

Gorleben (Aufbereitung und Endla−

gerung) eingeleitet sind.?

Das OVG rüge in diesem Zusam−

menhang, daß lediglich die Ener−

gieversorgungsunternehmen und die

Kraftwerksindustrie ihren neuen ge−
setzlichen Verpflichtungen nachge−
kommen seien, jedoch vor allem die

?vorleistungspflichtige?
Bundesre−

gierung gezögert habe, ihren Beitrag
:

zu leisten. Fortschritte bei den geo−
logischen Untersuchungen in Gorle−
ben sehe das Gericht als Hauptpro−
blem für die weitere Nutzung der

Kernenergie
an. Zuständig sei hier

aber in erster Linie die
Physika−

lisch−Technische Bundesanstalt.
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Richter verlangen _
Probebohrungen als
konkreten Sehritt
Lüneburg/Brokdort (Ino) Probebohrungen zur Auffindungeines als Endlagerstätte für radioaktive Abfälle geeignetenSalzstockes sollten
gerichts Lüneburg

nach Auffassung des Oberverwaltungs−
(0V6) der erste konkrete Schritt zur

Lösung des Atommüll−Problems sein.
In der? gestern veröffentlichten

schriftlichen Begründung der Ent−
scheidung des Gerichts zum Weiter−
bestehen des Baustopps für das Kern−
kraftwerk Brokdorf meinte der Sie−
bente Senat, das gesamte Konzept zur
Verwertung und Lagerung radioakti−
ver Reststoffe hänge in der. Luft, so−
lange nicht feststehe, ob und wo eine
Endlagerstätte eingerichtet werden
könne. Es erscheine nicht sachge−
recht, vor der Suche nach einem ge−
eigneten Standort den theoretischen
Nachweis der Realisierbarkeit des
Projekts zu erbringen, denn wesent−
lich hänge diese Realisierbarkeit vom
Ergebnis der Standortsuche ab. Der
von denProjektbetreibern vorgelegte?Sicherheitsbericht habe ?daher auch
bisher ?bloß theoretischen Glltrak−
ter?, erklärt der Senat. }

Das Gericht stellt in seir@® Be−
schluß vom 17. Oktober fest. 1 bis
dahin weder Bund noch Leigs> ir−
gendwelche ?konkreten prak\?chen
Maßnahmen getroffen hätten, um die
ihnen durch das Atomgesetz übertra−
genen Aufgaben ? Vorkehrungen für
die Wiederaufbereitung und Endlage−
rung ? zu. erfüllen. Unter anderem
machte das Gericht die Dauer des
Baustopps für das Kernkraftwerk
Brokdorf deshalb von dem Zeitpunkt
abhängig, zu dem der Bund einem Un−
ternehmen den Auftrag gibt, ?an’ei−
nem bestimmten Ort und zu einem
bestimmten nahen Zeitpunkt? Probe−
bohrungen vorzunehmen.
Das Vorhaben, abgebrannte Brenn−

elemente aufzubereiten und die radio−
aktiven Reststoffe im Salzstock unter−
zubringen, erscheint, dem Senat
grundsätzlich realisierbar (Aktenzei−
chen VII OVG B 22 aus 77). Sachver−
ständigen zufolge bestehe ?immerhin
die Aussicht, daß die Sicherheitspro−
bleme der Wiederaufbereitungsanlage
bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine
weitere Zwischenlagerung aus Platz−
oder Zeitgründen nicht mehr möglich
ist, gelöst sein werden?, heißt es in

Bei Raubüberfall
in Rendsburg etwa
11000 Mark erbeute;
Rendsburg (pr) Zum zweiten \.. a
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Nachdem vor wenigen
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brechen.
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dem Beschluß. Dieses könne auch
?nicht für Rückhaltung des Krypton’
ausgeschlossen werden, obwohl die
Entwicklungs− und Forschungsarbei−
ten erst am Anfang stünden.

Ebenfalls lösbar, wenn auch unter
hohem . Kostenaufwand,
dem Senat die technischen Probleme
der Abfilterung des ?Jod 129?. Für
die technische Realisierbarkeit spre−
che zudem der Betrieb der, wenn
auch erheblich kleineren, Pilotanlage
in Karlsruhe, führten die Richter aus.
Erfolgversprechend ist es nach Auf−
fassung des Gerichts ebenso, die
Reststoffe in Salz zu lagern und flüs−
sige Abfälle in Glas einzuschmelzen.
Das Hauptproblem sielt das OVG
darin, ein ausreichend größes und?in
seiner geologischen Beschaffenheit
geeignetes Salzlager ausfindig zu ma−
chen.
Zweite Bedingung für die Aufhe−

?bung des von zehn Bürgern aus der
Umgebung von Brokdorf erwirkten
Baustopps ist die Stellung eines prüf−
fähigen Antrags für ein Zwischenlagerzur Lagerung. abgebrannter Brennele−
mente. Die ?Kompaktlagerung? der
abgebrannten Brennstäbe im Kern−
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erscheinen

kraftwerk berge größere Gefahren als
die Lagerung in einem Zwischenlager,
erklärte der Senat.

Inzwischen hat Ende November die
von der Regierung mit dem Planfest−
stellungsverfahren für Gorleben be−
auftragte Physikalisch−Technische
Bundesanstalt (PTB) in Braunschweig
beim Bergamt Celle die Genehmigung
für Probebohrungen beantragt.
?Die Landesregierung bleibt bei ih−

rem klaren Kurs in der Eütsorgungs−
frage und wird Probebohrungen in
Gorleben zustimmen, wenn Klarheit
über das Gesamtkonzept des Entsor−
gungszentrums besteht.? Das erklärte? der Sprecher der Landesregierung, Dr.
von Poser, am Mittwoch in Hannover?
zu der in Lüneburg veröffentlichten
schriftlichen Begründung der Ent−
scheidung des Oberverwaltungsge−
richts Lüneburg zum Weiterbestehen
des Baustopps des Kernkraftwerkes
Brokdorf. Die Landesregierung werde
zu Beginn des Jahres 1978 mit den be−

? ?teiligten Ressorts der Bundesregie−
rung in Gespräche eintreten, um Ein−
zelheiten des Prüfungsverfahrens für
das Projekt zu erörtern. Dazu gehöre
selbstverständlich auch der Zeitpunk
für die Probebohrungen. Im übrigen
liefen die theoretischen Prüfungen be−
reits auf Hochtouren. \
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Die Traktoren formierensich auf der Bundesstraße 431.

Brokdorf (joko). Landwirte und

KKW−Gegner demonstrierten gestern,

einen Tag vor Beginn der Gerichtsent−

scheidung über einen weiteren Bau−

stopp für das geplante Kernkraftwerk

?in Brokdorf, mit einem Treckerkorso

gegen den Bau des Kraftwerkes.
? Die Polizei zählte 49 Traktoren, 40

Personenwagen und zwei Krafträder.

Die Demonstration dauerte rund zwei

Stunden und führte rund um den Bau−

platz. Wegen des Fahrzeugkorsos
mußte die Bundesstraße 431 teilweise

gesperrt werden.
Zu Zwischenfällen kam esnicht, die

Polizei, die nur mit wenigen Kräften

vertreten war, beschränkte sich auf die

Lenkung des Fahrzeug−Korsos. Die De−

monstration war genehmigt worden.

Am Nachmittag fand am Hauptein−
gang des NWK−Baugeländeseine kurze

? abschließende Kundgebung statt, zu

der auch Rundfunk und Fernsehen er−

schienen waren (siehe auch ??Landes−

seite?).

KR Ar

emonstration am Bauplatz:
Treckerkorsogegen KKW

Die einzige ?Schlacht? wurde mit der

Kamera ausgetragen: Polizei (Bild) und

Demonstrationsteilnehmerfilmten sich

gegenseitiß
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KERNKRAFTWERKE

Rest vom Rest vom Rest
Im Streit um das Kernkraftwerk Brok−
dorf wurde zum erstenmal ein Bau−
stopp:auchin letzter Instanz bestätigt.
Die Richter verlangen Vorleistungen:
Fortschritte in der Entsorgungsfrage.

D
er Richter wurde deutlich. Ein An−
walt der Gegner des umstrittenen

Kernkraftwerks Brokdorf hatte gerade
bemängelt, ihm sei ein amtlicher Be−
richt über die Sicherheitsproblematik
des geplanten Entsorgungszentrums
Gorleben (?ein 70 Zentimeter hoher

Papierstapel?) nicht zugänglich ge−
macht worden.

?Diesen Unmut teilen Sie mit dem
Senat?, assistierte ihm Dr. Dieter Czaj−

?, Berichterstatter des VII. Senats am
Lüneburger Oberverwaltungsgericht
(OVG), das vergangene Woche in
Schleswig tagte. Das brisante Papier
hatte nur zeitweilig in Hannover zur
Einsicht ausgelegen, wurde bewacht
und durfte nicht kopiert werden.

Richter Czajka: ?Dieser Bericht in−
teressiert auch uns brennend. Der Senat
wollte ihn beschaffen... Dem stand
ein Diktum der niedersächsischen Lan−
desregierung entgegen. Das hat nun
wohl gewisse verfahrensrechtliche Fol−
gen.? Die Folgen: Am Montag vergan−
gener Woche entschied das OVG als
zweite Instanz, daß es beim vorläufigen
Baustopp für Brokdorfbleibt.

Es ist die erste Entscheidung eines
Oberverwaltungsgerichts, mit der der
Baustopp für ein Kernkraftwerk bestä−
tigt wurde. Gegen diesen Spruch des
Obergerichts gibt es keinerlei Rechts−
mittel mehr. Er hat Bedeutung auch für
die anderen Kernkraftprozesse und
markiert die Tendenz der Verwaltungs−
gerichtsbarkeit, den weiteren Ausbau
von Atomkraftwerken so lange abzu−
bremsen oder gar anzuhalten, bis die
Probleme der Entsorgung, der Wieder−

aufbereitung abgebrannter Brennele−
mente und der Endlagerung radioakti−
ven Mülls eindeutig überschaubar und
vor allem beherrschbarsind.

Offenkundig wollen die Gerichte
nicht länger hinnehmen, daß mit Mil−
liardenaufwand vollendete Tatsachen
geschaffen werden, deren Rücknahme
sich später politisch und juristisch um
so schwieriger gestalten könnte, je wei−
ter sie schon gediehen sind.

Der Gerichtsbeschluß aus Lüneburg
ist formal nur eine Zwischenentschei−
dung. Denn auch in zweiter Instanz
ging es dabei nur um den vorläufigen
Rechtsschutz, mit dem die aufschieben−
de Wirkung der Klage wiederherge−
stellt und dafür gesorgt wird, daß bis
zur Entscheidung in der Hauptsache
die Bauarbeiten am Brokdorfer Atom−
meiler nicht fortgesetzt werden.

DER SPIEGEL, Nr. 44/1977

Voraussichtlich im März kommen−
den Jahres wird über diese Hauptsache? nämlich die Rechtmäßigkeit der er−
sten Teilgenehmigung ? dann wieder
in erster Instanz vor dem Verwaltungs−
gericht in Schleswig verhandelt.

Gleichwohl hat die Entscheidung der
letzten Wochede facto präjudizierende
Wirkung auch schon für die nächste
Runde. Denn mit ihr haben die OVG−
Richter ihren Kollegen von der unteren
Instanz bestätigt, daß deren anfängli−
che Bedenken zu Recht bestehen und
auch vom Obergericht geteilt werden.
Kaum denkbar deshalb, daß jene Rich−
ter der ersten Instanz im nächsten
Frühjahr ihre eigenen Zweifel an der
Rechtmäßigkeit des Brokdorf−Projekts
nun gerade nach dem Lüneburger
Flankenschutz verwerfen werden.

allen seinen Risiken von Unfällen, An−

schlägen und Erpressungen schafft Ge−
fahrenlagen von bislang ungekanntem
Ausmaß. Das bewog im August das
Münsteraner Oberverwaltungsgericht,
einen Rechtsstreit um den ?Schnellen
Brüter? von Kalkar, der ? anders als
die konventionellen Reaktoren ? mehr
Plutonium erzeugt als verbraucht, fürs
erste anzuhalten und vor das Bundes−

verfassungsgericht zu bringen.
Die Plutonium−Problematik verzahnt

die Prozesse um Brokdorf und Kalkar.
Richter Czajka warf die Frage auf, was
?mit dem Plutonium werdensoll, wenn
das Bundesverfassungsgerichtt den
Schnellen Brüter als mit dem Grundge−
setz unvereinbar verbietet?.

Ob ein Berstschutz, wie ihn das Frei−
burger Verwaltungsgericht für das

erh
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Anti−Atom−Demonstration in Schleswig*: Geteilter Unmut

Die Fortdauer des Baustopps be−
gründete das OVG mit den ungelösten
Problemen einer sicheren Zwischen−
und Endlagerung des anfallenden
Atommülls. Abgebrannte Brennele−
mente lassen sich nur zeitweilig und in
begrenzter Menge in den Kernkraft−
werken selbst lagern. Werden sie zu
neuer Verwendung wiederaufgearbei−
tet, so trennen sich dabei zwangsläufig
große Mengen des extrem gefährlichen
Gift− und Sprengstoffs Plutonium ab,
die nur teilweise in die neuen Brennele−
mente eingebracht werden. ?Man
kommt niemals davon los?, gab der
Sachverständige Wolfgang Braun von
der Kraftwerk Union zu Protokoll, ?es
bleibt der Rest vom Rest vom Rest.?

Allein schon jeder Hin− und Rück−
transport dieses Materials zwischen
Reaktor und Aufarbeitungsanlage mit

* Während der OVG−Verhandlung.

Kernkraftwerk Wyhl verlangt, nun
auch in Brokdorf nötig sei, war in
Schleswig besonders umstritten. Zwar
sah das Gericht ?im Fehlen eines Berst−
schutzes... im gegenwärtigen Stadium
keine unüberwindlichen Hindernisse?.
Doch diese Entscheidung ohneeigentli−
che Beweisaufnahme bindet die Richter
der unteren Instanz keineswegs. Geht
es im Frühjahr erst um die Hauptsache,
so könnensich die Schleswiger Verwal−
tungsrichter nach gründlichem Exper−
tenhearing durchaus dem wohlbegrün−
deten Spruch ihrer Freiburger Kollegen
anschließen.

Dannfreilich dürften auch im näch−
sten Jahr nicht einmal die geplanten
Fundamente eingezogen werden, denn
sie wären für einen Reaktor mit Berst−
schutz ? der 40 Prozent mehr wögeals
ohne ? zu schwach. Diplomingenieur
Propst von der KWU: ?Dann müßten
wir alles völlig neu planen.?
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?Wann gehen denn nun die Lichter aus??
SPIEGEL−Interview mit CDU−Ministerpräsident Stoltenberg über den Baustopp in Brokdorf

SPIEGEL: Die Richter vom Lü−
neburger Oberverwaltungsgericht
haben Ihrer Regierung untersagt,
mit den eigentlichen Bauarbeiten
am Kernkraftwerk Brokdorf zu be−

ginnen. Derzeit dürfen Sie nicht ein−
mal ein Loch in den Sand der Wil−
ster−Marsch graben. Wozu dann

eigentlich noch der teure und be−
wachte Festungswall rings um eine
nackte Wiese?
STOLTENBERG: Hier geht es

nicht um ein Verbot an die Adresse
der Landesregierung, sondern der

Energieversorgungs−Unternehmen.
Nicht die Regierung baut, sondern
diese Unternehmen. Aber als Geneh−
migungsbehörde sind wir natürlich

politisch betroffen.
SPIEGEL: Nicht nur politisch.

auch juristisch. Schließlich steht
Ihre Landesregierung als Antrags−
gegner und Beklagter vor Gericht.

STOLTENBERG: Schon richtig.
Aber die Entscheidung über die
Aufrechterhaltung der Baustelle

liegt nicht bei uns, sondern bei den
Energieunternehmen. Die Begrün−
dung von Lüneburg bietet Argu−
mente dafür, diesen Bauplatz nicht
aufzugeben. Die Auflagen für ein
Wirksamwerden des Sofortvollzuges
der ersten Teilgenehmigung lassen
sich möglicherweise in absehbarer
Zeit. erfüllen. Wir kennen zwar erst
die Leitsätze und noch nicht den ge−
nauen Urteilstext. Aber die Aufla−
gen berühren die Bundesregierung
und jene Länder, die wegen des
Baus einer Entsorgungsanlage und
von Zwischenlagern jetzt in Ver−
handlungen mit Bonn stehen.

SPIEGEL: Wann gehen denn
nun Ihre Lichter aus ? oder soll
dieses Argument, wenn es denn je
eines war, jetzt nicht mehr hervor−
geholt werden?
STOLTENBERG: Ich verweise

auf Stellungnahmen des Bundes−
wirtschaftsministers und der ener−
giewirtschaftlichen Institute. Sie be−
sagen, daß bei einem länger anhal−
tenden Baustopp in der zweiten
Hälfte der achtziger Jahre die Elek−
trizitätsversorgung nicht mehr

sichergestellt werden kann ? ernste
Argumente.
SPIEGEL: Wie hoch ist derzeit

die Überkapazitäit an Strom in
Schleswig−Holstein?
STOLTENBERG: Wir haben

eine Reserveleistung von etwa 1100

Megawatt. Aber das ist eine Folge
der Rezession und wird so nicht
bleiben.

CDU−Regierungschef Stoltenberg*
Nicht so flott wie gewollt

SPIEGEL: Halten Sie Ihre dama−

lige Anordnungdes sofortigen Voll−

zuges für den Baubeginn rückwir−
kend betrachtet noch immer für
einen Akt politischer Weisheit? Daß
dieser Schritt jedenfalls rechtswidrig
war, haben Ihnen die Gerichte nun
abschließend bescheinigt.
STOLTENBERG: Die damalige

Entscheidung für den Sofortvollzug
entsprach exakt dem Verfahren, das
wir auch bei den Kernkraftwerken
Brunsbüttel und Krümmel ange−
wandt haben. Geändert hat sich die

Auslegung der Gesetze. Dazu haben
nach meiner Einschätzung auch die
teilweise widersprüchlichen Inter−

pretationen von Gesetzen und Ver−

ordnungen durch beteiligte Stellen
des Bundes geführt. Im Juli hat der

* In Brokdorf.

Bundesinnenminister neue Richtli−
nien für die laufenden Genehmi−

gungsverfahren erlassen, die ? ab−
weichend von seinen Äußerungen
im Vorjahr ? die Standards auf
dem Gebiet der Entsorgung für die
erste Teilgenehmigung und den So−

fortvollzug festlegen. Das OVG Lü−

neburg ist darüber jetzt noch hin−

ausgegangen...
SPIEGEL:

Recht ist.
STOLTENBERG: Das will

ich ihm auch nicht bestreiten. Aber
ich lege Wert darauf, daß wir uns in
den Genehmigungsbescheiden auf
der Basis der Rechtsauffassung der

Bundesregierung gehalten haben.

SPIEGEL: Was nicht heißt, daß
diese Auffassung richtig war.
STOLTENBERG:Nein, aber wir

haben nicht etwa leichtfertig oder
unüberlegt gehandelt.
SPIEGEL: Werden Sie jetzt mit

der Erteilung weiterer Teilgenehmi−
gungen für Brokdorf warten, bis die
Gorlebener Entsorgungsanlage ge−
nehmigtist, oder soll es im Hauruck−
verfahren weitergehen, bis die Ge−
richte Sie notfalls noch einmal stop−
pen?
STOLTENBERG: Wir haben

jetzt vom OVG genaue Vorausset−

zungen für den Sofortvollzug der er−
sten Teilgenehmigung. Die müssen
selbstverständlich erfüllt werden.
Keine besonderen Probleme sehe
ich in der Forderung, daß ein ge−
nehmigungsfähiger Antrag für ein
Zwischenlager für abgebrannte
Brennelemente vorliegen muß. Ich

gehe davon aus, daß in spätestens
sechs bis neun Monaten ein solcher

Antrag für einen Standort in Nord−
rhein−Westfalen oder in Süd−
deutschland vorliegt.
SPIEGEL: Jedenfalls können

Sie Ihr Brokdorf−Projekt noch nicht
so flott wie gewollt vorantreiben.
Vor Optimismus haben die Richter
ausdrücklich gewarnt. Es seien, so
heißt es wörtlich, ?mit dem Fort−
schreiten des Genehmigungsverfah−
rens zunehmend strengere Auflagen
zu stellen?.
STOLTENBERG: Das hebt oder

mindert meinen Optimismus auch
gar nicht. Es ist einfach ein Tatbe−
stand, der für das Genehmigungs−
verfahren gilt. Bis zu weiteren Teil−
genehmigungen für Brokdorf ?

wann immer sie in einigen Jahren

erfolgen können ? müssen parallel
die Entsorgungsprobleme

_

schritt−
weise geklärt und gelöst werden.

was sein gutes



TED LÜNEBURG, 17. Oktober.Auf
unbestimmte, wahrscheinlich längere
Zeit bleibt es bei dem Baustopp für das
in Brokdorf an ?Unterelbegeplante

bt sich aus ei−
Oberverwal−

sachsen und Schleswig−Holstein in Lü
neburg. Eine

ee
?Wiederaufnahmewird in dieseram tag?verkündeten

Entscheidung von se Voraussetzun−
gen abhängig gemacht. Einmal soll ein
prüffähiger Antrag auf Einrichtung ei−
nes Zwischenlagers für abgebrannte
Brennelemente vorliegen. Zum anderen
sollen die geologischen Untersuchungen
zum Nachweis eines geeigneten Stand−
orts. für die Endlagerung radioaktiver

"Wanndie beiden genannten Bedin−
gungen erfüllt sein können, erscheint
insbesondere hinsichtlich der Endlage−
rung ?

mörlicherweis
im niedersäch−

sischen Gorleben ?nochvöllig unge−" wiß. Insofernist der Beschluß des VI.
− Senats des Oberverwaltungsgerichts ein
harter Schlag für die in Brokdorf betei−
listen Energieunternehmen, denen von ,
der schleswig−holsteinischen Landesre−
sierung eine erste Teilgenehmigung
zum Bau gegeben worden war. Die Un−

kal?werk Brokdorf bleibt vorerst bestehen.

Entscheidung
des:

Oberverwaltungsgerichts Lüneburg
/
Entsorgungsmaßnahmen

gefordert

er0nn( ir

ternehmen werden nun Be müssen,
ob sie die stillgelegte Baustelle womög−
lich jahrelang mit Millionenkosten wei−
terhin unterhalten wollen.

Der yorlAuiizS Bau
t

Brokdorf
3:
Dezember 1976 angeordn. re

am 9. Februar dieses Jahres bestätigt
worden. Mit den Schleswiger Beschlüs−
sen wurde die aufschiebende Wirkung
der Klagen von drei Gemeinden und
von neun einzelnen Anliegern gegen die
erste Teilgenehmigung für das Kern−
kraftwerk wiederoergestellt. Zur Be−
gründung verwiesen die Schleswiger
Richter seinerzeit unter anderem. dar−
?auf, daß die Kieler Landesregierung in
dem Genehmigungsbescheid die Frage
der atomaren Entsorgung nicht berück−
sichtist habe. Dieser Gesichtspunkt
war nun auch für das von den Energie−
unternehmen angerufene Oberverwal−
tungsgericht im Beschwerdeverfahren
von ausschlaggebender Bedeutung.

Im wesentlichen stützt sich das Ober−

verwaltungsgericht auf die erst im
Herbst 1976, unmittelbar vor Erteilung
der Teilerrichtungsgenehmigung, einge−
führte Bestimmung des Paragraphen 9a

Mitnescnumugwen zu Deras?c?? anal UUDe
ihm

gedroht,
ihn im Falle

einer
weite−

Fortsetzung von Seite 1

Baustopp für Brokdorf bestätigt
Die schleswig−holsteinsche Regierung.

hat zu der Entscheidung des Oberver−
waltungsgerichts darauf hingewiesen,.
daß die Entsorgungsprobleme, auf die
sich das Gericht vor allem stütze, nicht
im Zuständigkeitsbereich der Landesre−
gierung liege. Die Entscheidung des Ge−
richts sei für das ganze norddeutsche
Gebiet von tiefgreifender Wirkung. Da−
bei? gehe es um die Energieversorgung,
aber auch um Arbeitsplätze ? auch bei
den Zulieferungsfirmen im übrigen
Bundesgebiet; die Folgen des fortdau−
ernden Baustopps in dieser Hinsicht
ließen sich noch nicht übersehen. Bun−
desregierung und Bundestag müßten
die gesetzlichen Vorschriften über ?die
Genehmigung von Kraftwerken neu
fassen, damit der ?tote Punkt im Bau−
beginn nicht nur von Kern−, sondern
auch von Kohlekraftwerken? überwun−
den werden könne.

Far (END

. dioaktiven Reststoffen in Angriff
nommenwerden.In

» nachbarten Kernkraftwerken
’
Bruns−

rens? keine unüberwindlichen Hinde

R−

des Aiosseseiss, Danach u das Ertei−
len atomrechtlicher Genehmigungen
davon abhängig, daß gleichzeitig kon−
krete Maßnahmenfür Einrichtungen zur |
Verwertung und Endlagerung vo −

IndieserHinsicht
sind nach Ansicht des Oberverwal−
tungsgerichts mit dem Fortschreiten
des Genehmigungsverfahrens zuneh−
mend steigende Anforderungen zu stel−
len.

In der Überlagerung der von den be−

büttel und Brokdorf ausgehenden ra− |
dioaktiven Belastungen ’sowie im Feh− |
len eines Berstschutzes für den Reak−
tordruckbehälter sah das Gericht ?im
gegenwärtigen Stadium des Verfah−

nisse für die Erteilung der Genehmi−
gung. Durch technische Vorkehrungen
zur Verminderung radioaktiver Emis−
sionen sowie durch die Qualität und
durch laufende Kontrollen des Reaktor−
druckbehälters könne der höchstmögli−
che Schutz der in der Kraftwerksumge−
bung lebenden Menschen erreichbar
sein. (Fortsetzung Seite 2.)

a
n
n

sein: weiteres Schicksal wurde bislangnichts bekannt.

Im Gegensatz zur Kieler Landesre−
gierung sieht Oppositionsführer Mat− |
thiesen (SPD) im Beschluß des Oberver−
waltungsgerichts Lüneburg überdie|
Fortsetzung des Baustopps in Brokdorf.
unmittelbare schleswig−holsteinische
Zuständigkeiten angesprochen. Er wer− |
tet den Richterspruch als ?eine Ent−
scheidung gegen die zweifelhafte Ener−
giepolitik des Ministerpräsidenten Stol−
tenberg?. Damit sei die von der SPDim
nördlichsten Bundesland geforderte
?Denkpause? vor dem Bau und derGe−
nehmigung weiterer Kernkraftwerke
gerichtlich bestätigt worden. Der Vor−
sitzende der CDU−Landtagsfraktion,
Barschel, vertritt die Ansicht, die Ge−
richtsentscheidung, auch wenn man sie
respektieren müsse, gebe Anlaß zuSor− |
gen über die Sicherung der Energie−
versorgung und über die Wirtschafts− |
entwicklung. Eine große Zahl von Ar−
beitsplätzen sei jetzt stark gefährdet.

|
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Hinterläßt eine große Lücke in Mainz:
Hans Friderichs FOTO: SVEN SIMON

wel 18. DAY

Baustopp für Brokdorf
bleibt vorläufig bestehen

WOLFGANG MEYER, Lüneburg

Der 7. Senat des Oberverwaltungsge−
richts Lüneburg hat den Baustopp für
das Kernkraftwerk Brokdorf an der
Unterelbe bestätigt. In dem Rechtsstreit
zwischen den beteiligten Energiewirt−
schaftsunternehmen und der Landesre−
gierung in Kieleinerseits und den Atom−
gegnern andererseits, kam das für Schles−

wig−Holstein und Niedersachsen zu−

ständige Gericht gestern zu dem Schluß,
daß die Arbeiten an den sogenannten
Pfahlfundamenten und an der Pfahl−
kopfplatte in Brokdorf erst dann begon−
nen werden dürfen, wenn ein prüffähi−
ger Antrag für ein Zwischenlager für

abgebrannte Brennelemente vorliegt.
Außerdem seien geologische Untersu−

chungen zum Eignungsnachweis eines
bestimmten Standorts für die Endlage−
rung der radioaktiven Abfälle erforder−
lich. Den Antrag für das zusätzliche
Zwischenlager müßte die Bundesregie−
rung stellen.

Das Oberverwaltungsgericht stützte
seine Entscheidung, die in einem soge−
nannten Aussetzungsverfahren ergan−
gen ist und daher nur vorläufigen
Charakter hat, vor allem auf eine im
Herbst vergangenen Jahres eingeführte
Bestimmung des Paragraphen 9a des

Atomgesetzes. Darin wird die Erteilung
weiterer atomrechtlicher Genehmigun−
gen davon abhängig gemacht, daß
gleichzeitig konkrete Maßnahmen zur
Schaffung von Einrichtungen für die

Verwertung und endgültige Lagerung
radioaktiver Reststoffe in Angriff ge−
nommen werden.

Die Vorschrift verlangt, daß parallel
zu den fortschreitenden Genehmigungs−
verfahren in zunehmendem Maße
strengere Anforderungen gestellt wer−
den. Der 7. Senat hatte zwei Tage lang
in Lüneburg beraten und zuvor am Ver−
waltungsgericht Schleswig verhandelt,
das den Baustopp mit Wirkung vom 15.
Dezember 1976 verfügt hatte. Die Lüne−
burger Richter hörten vor ihrer Ent−
scheidung mehr als zwei Dutzend Sach−
verständige, die von den beiden Partei−
en aufgeboten worden waren. Von dem
gestern bestätigten Baustopp sind Ar−
beiten zur Sicherung der Substanz aus−
genommen.

In der Überlagerung der von den be−
nachbarten Kernkraftwerken Brokdorf
und Brunsbüttel nach Ansicht der Geg−
ner ausgehenden radioaktiven Bela−
stungen sieht das Oberverwaltungsge−
richt im gegenwärtigen Stadium des
Verfahrens keine überwindlichen Hin−
dernisse für die Erteilung der Genehmi−
gung. Die Lüneburger Richter kamen zu
der Auffassung, daß durch technische

Vorkehrungen zur Vermindung radio−
aktiver Emissionen sowie durch die

Qualität und laufende Kontrollen des
Reaktordruckbehälters der ?höchstmög−
liche Schutz? der in der Umgebung des
Kernkraftwerkes lebenden Menschen
erreichbar erscheint.

Tauziehen um Zwischenlager beendet
{ HEINZ HECK, Bonn
us monatelange Tauziehen zwischen

den Bundesländern um den Standort ei−
nes Zwischenlagers für Atommüll ist
beendet. Die Landesregierung in Düs−
seldorf hat jetzt eine entsprechende Zu−

sage für Nordrhein−Westfalen gegeben?
Sollte bei wachsendem Müllanfall ein
zweites Lager erforderlich werden, so
hat die bayrische Landesregierung Be−
reitschaft signalisiert. Ministerpräsident
Alfons Goppel erklärte vor Journalisten
in Bonn: ?Da wir Kernenergie brau−

chen, kann man sich den Folgelasten
nicht entziehen.?
Bonner Experten halten den Bau des

Zwischenlagers bis 1982 für möglich.
Dies ist deshalb von entscheidender Be−

deutung, weil andernfalls spätestens
Anfang 1983 erste Kernkraftwerke we−

sen fehlender Entsorgungsmöglichkei−
ten abgeschaltet werden müßten. Das

Eingangslagerbecken der zentralen Ent−

sorgungsanlage ist dagegen frühestens
Mitte der 80er Jahre aufnahmefähig
(Standort voraussichtlich in Gorleben).
Gewissermaßen als Belohnung für

Ahaus und Gronau im Gespräch). Han−
nover hatte die gleiche Forderung als
?Preis? für den Standort des Entsor−

gungszentrums in Niedersachsen ge−
stellt.
Die Bundesregierung gibt jedoch

Nordrhein−Westfalen den Vorzug. Da
der Bund günstige Kredite von 360 Mil−
lionen Mark für die Anlage bereitstel−
len will, wird sich die Firma Uranit bei
den noch ausstehenden Standortent−
scheidungen sicher die Bonner Auffas−
sung zu eigen machen.

In der FDP wächst das Bemühen, in
der Frage der Kernenergiepolitik beim

Bundesparteitag in Kiel einen Beschluß
durchzusetzen, der den erklärten Ab−
sichten der Bundesregierung deutlich
entgegenkommt. Während der Beschluß
des FDP−Bundeshauptausschusses vom
26. Juni in Saarbrücken auf ein minde−
stens dreijähriges Kernkraftmoratorium
hinauslief, bemühen sich einflußreiche
Bonner FDP−Kreise um eine Änderung
in Kiel in folgendem Sinne: ??Die Ertei−
lung von Neubaugenehmigungen für
Kernkraftwerke wird solange nicht für

weis der sicheren und technisch beden−
kenlosen Zwischenlagerung.
Die geforderten Nachweise gelten als

erbracht, wenn Reaktorsicherheits− und
Strahlenschutzkommission gutachter−
lich feststellen, daß das geplante deut−
sche Entsorgungszentrum sicherheits−
technisch einwandfrei realisierbar ist.?,
Diese Position vertritt auch die Bundes−
regierung.
Dagegen verschärft sich .die Front

zwischen SPD und Bundesregierung.
Die Antragskommission unter Leitung
von Horst Ehmke hat in ihren ?Emp−
fehlungen? für den Hamburger Partei−

tag den Moratoriumsbeschluß des SPD−
Vorstands noch pointiert. Zeitungsmel−
dungen vom Montag hatten von einem
neuen Antrag für Hamburg berichtet,
der auf eine Initiative des SPD−Frak−
tionsvorstandes zurückgehen und
Schmidt inhaltlich entgegenkommen
solle. Diese Meldung wird in der SPD−
Zentrale als unzutreffend bezeichnet.
Die Fraktion könne auf Parteitagen kei−
ne Anträge einbringen. Die Zitate aus
dem vermeintlichen Antrag würden in

seine Bereitschaft zur Müllagerung verantwortbar gehalten, bis nicht fol− Wahrheit aus den Empfehlungen der
möchte Düsseldorf, daß auch die Uran− gende Forderungen erfüllt sind: Nach− Antragskommission für Hamburg stam−
anreicherungsanlage nach Nordrhein− weis der sicher beherrschbaren Endla− men, hieß es.
Westfalen kommt (als Standorte sind gerung hochradioaktiven Mülls, Nach− Seite 6: Kampfansage
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| Baustopp für Brokdorf bestätigt
Weiterbau am Kernkraftwerk ist von der Entsorgung abhängig

ER: Kon
HAMBURG,17. Oktober. Am geplan−

ten Kernkraftwerk in Brokdorf an der

Unterelbe darf nicht weitergebaut wer−

den. Das Oberverwaltungsgericht Lüne−

burg bestätigte am Montag weitgehend

einen von der ersten Instanz per einst−

weiliger Verfügung angeordneten Bau−

stopp für das auf 1300 Megawatt ange−

legte Werk. Insbesondere wurde den

Kraftwerks−Bauherren verboten, die

Gründungspfähle in. den Boden einzu−

rammen und eine Abdeckplatte für den

Reaktor einzubauen. Dagegen geneh−

migte das Gericht, die Baustelle weiter

durch Zäune und Mauern abzusichern

"und das unmittelbar neben der Elbe lie−

| Ausheben einer Baugrube wurde nicht

untersagt.
Das OVG stützte seine Entscheidung,

gegen die es keine Einspruchsmöglich−

keiten mehr gibt, auf die im Herbst 1976

Igende Gelände aufzuspülen. Auch das

setzes. Demnach hängt die Erteilung

weiterer Genehmigungen von Maßnah−

men für die Verwertung radioaktiver

eingeführte Bestimmung des: Atomge−

Von unserem Korrespondenten Dieter Stäcker
\

Abfälle ab. Der Baustopp. gelte daher

nur’so lange, bis von der Bundesregie−

rung ein ?prüfungsfähiger Antrag für |

ein Zwischenlager zur Lagerung abge−

brannter Brennelemente gestellt und

geologische Untersuchungen zum Nach−

weis der Eignung eines bestimmten

Standortes für die Endlagerung radio−

aktiver Abfälle eingeleitet sind?, heißt

es in.dem Urteil.

Weiter wird betont, daß Fragen einer

möglichen radioaktiven Verseuchung

oder eines mangelnden Berstschutzes

für den verhängten Baustopp keine

Rolle gespielt hätten. Durch Maßnah−

men zur Verhinderung radioaktiver

Emmissionen und die Qualität sowie

laufende Kontrollen des Reaktor−

Druckbehälters werde der höchstmög−

liche Schutz für die in der Umgebung

des Kraftwerks lebenden Menschen

garantiert.
s

hol FRANKFURT A. M. Der Bundes−

verband Bürgernitiativen Umweltschutz

(BBU) begrüßte die Lüneburger Ent−

scheidung. Hermann Schultz, stellver−

tretender Vorsitzender des Verbandes,

sagte gegenüber der FR, die Bürgerini−

tiativen hätten ziemlich fest mit einem

Urteil in ihrem Sinne gerechnet und

Vertrauen in die Gerichte gesetzt.
Schultz bedauerte allerdings, daß solche

?lebenswichtigen Entscheidungen? von

den Gerichten, und nicht von den

eigentlich zuständigen Parlamentariern

gefällt würden.
*

11. KIEL. Als ?Entscheidung von tief−

greifender Bedeutung für die Bundesre−

publik? wertete die schleswig−holsteini−
sche Landesregierung den Beschluß. Die

Energieversorgungsunternehmen
wür−

den sich die Frage stellen müssen, ob sie

überhaupt noch ihren gesetzlichen Auf−

trag zur Sicherung der Stromversor−

gung erfüllen könnten.

{Siehe auch Seite 3)
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Über Atom−Gefahren

Experten uneinig
Brokdorf−Veriahren bisher noch ohne Urteil

Schleswig (em/hr) Mit Aussa−
gen von Sachverständigen über
die Gefahren der Lagerung und
Wiederaufbereitung verbrauch−
ter Brennelemente hat der VII.
Senat des Lüneburger Oberver−
waltungsgerichtes am Mittwoch
in Schleswig seine Dienstag be−
gonnene Berufungsverhandlung
fortgesetzt. Am Donnerstag und
Freitag sollen sich interne Bera−
tungen in Lüneburg anschließen.
Nach Auskunft eines Beteiligten
ist mit einer Entscheidung dar−
über, ob der Baustopp für das
Kernkraftwerk Brokdorf fortbe−
steht oder aufgehoben wird,
nicht vor dem 20. Oktober zu
rechnen.
Wie schon am Dienstag, so war

auch .die gestrige Verhandlung von

gegensätzlichen Auffassungen über die
Gefahren von Kernkraftwerken be−
stimmt. In einem Fragenkatalog wün−
schen die fünf Richter des Lüneburger
Senats von den Bauherren des Kern−
kraftwerkes Brokdorf und von den

Klägern gegen das Projekt unter an−
derem Auskunft darüber, ob eine

Endlagerung abgebrannter Brennele−
mente ohne vorherige Aufarbeitung
überhaupt technisch möglich sei und
worauf sich die ?Zuversicht? stütze,
daß im Salzbergwerk Gorleben oder
an einer anderen Stelle der Bundes−
republik ein geeigneter Ort für eine

Endlagerung gefunden werden könne.

Ein Sprecher des niedersächsischen
Landesamtes für Bodenforschung ver−
sicherte, daß die Einlagerung von
Atommüll in Salzstöcken sicher sei
und daß auch durch Grundwasser keine
Gefahr drohe. Ein Sprecher der Elek−
trizitätswirtschaft wies darauf hin, daß
Frankreich bei der Aufbereitung abge−
brannter Brennelemente die größten
Erfahrungen habe. Die deutsche Ent−
wicklung liege fünf Jahre zurück, da
die Franzosen mit dem Ausbau. der
Kernenergie früher begonnen hättten.

Nach Angaben des Sprechers sind
aber auch in der Bundesrepublik ge−
eignete Verfahren für die Verfesti−
gung hochradioaktiver Abfälle entwik−
kelt worden, die Anfang der neunziger
Jahre angewendet werden könnten,

Diesen Auffassungen widersprachen
in teilweise scharfen Formulierungen
die von den Kernkraftwerksgegnern
aufgebotenen Sachverständigen. Nach
ihrer Ansicht sind die Aufbereitungs−
anlagen sehr störanfällig. Außerdem
könne man die bisher in Labors ge−
machten Erfahrungen nicht ohne wei−
teres auf Großanlagen in der Praxis
übertragen. Hier seien unkontrollier−
te Kettenreaktionen möglich. Nach den

orten des Bremer Professors Jens
cheer ist vor allem ungeklärt, wie

lie bei einer Lagerung von Atommüll
ntstehenden radioaktiven Gase ab−
releitet werden sollen. |
Ein anderer Sprecher der Kernkraft−
erksgegner warf der Atomindustrie
or, sie versuche in Brokdorf und
porleben vollendete Tatsachen zu
affen.

?
gieunternehmen

Als der Rechtsvertreter der mit dem
Bau des

.

Kernkraftwerkes befaßten
Elektrizitätsunternehmen, Professor
Hans Fischerhof,. den Sachverständi−
gen der Kläger vorwarf, sie hätten
ihre Erfahrungen nur aus Büchern
entnommen, während seine Mandan−
ten Experten aus der Praxis seien,
kam es zu gegenseitigen Beschuldi−
gungen, die vom Vorsitzenden Richter
geschlichtet werden mußten.

Ein lebhafter Argumentenaustausch
entbrannte über die vom Senat ge−
stellte Frage, warum das Reaktorge−
bäude in Brokdorf wohl gegen den
Absturz einer Militärmaschine, nicht
aber gegen den eines wesentlich
schwereren Verkehrsflugzeuges aus−
gelegt sei. Die von den Antragstellern
aufgebotenen Gutachter behaupteten,
die Nichtberücksichtigung ziviler Ma−
schinen widerspreche den Grundlagen
der Wahrscheinlichkeitsrechnung; es
könne sehr wohl vorkommen, daß
auch in Brokdorf ein Verkehrsflug−
zeug abstürze. Darüber hinaus könne
ein Flugzeugabsturz auch dann kata−
strophale Folgen haben, wenn das Re−
aktorgebäude nicht unmittelbar ge−
troffen würde; bei einem Aufprall bis
etwa 1000 Meter Entfernung entstehe
ein ?künstliches Erdbeben?, gegen
das die Reaktorgründung nicht ausrei−
chend gesichert sei. Der Bremer Pro−
fessor Scheer nannte außerdem weite−
re Gefährdungsmöglichkeiten, wie
Kriegseinwirkung, menschliches Ver−
sagen, Sabotage, die das Sicherheits−
konzept der Kraftwerksrichter noch
fragwürdiger erscheinenließen.

Demgegenüberlegten die Gutachter
der Energieunternehmen Wert auf die
Feststellung, daß man sich bei den
Berechnungenstreng an die Leitlinien
der Reaktorsicherheitskommission ge−
halten habe. Obwohl die Wahrschein−
lichkeit eines Großflugzeug−Absturzes
über Brokdorf äußerst gering sei (es
wurde u. a. darauf hingewiesen, daß
Verkehrsflugzeuge im Gegensatz zu
Militärmaschinen auf genaufestgeleg−
ten Luftstraßen flögen) könne man
davon ausgehen, daß die Anlage auch
gegen derartige Abstürze gesichert
sei. Das liege daran, daß Großflugzeu−
ge eine erheblich geringere Absturz−
geschwindigkeit hätten als etwa der
den Berechnungen zugrunde gelegte
Jagdbomber ?Phantom?, und außer−
dem daran, daß sich die Trümmerei−
nes Verkehrsflugzeuges auf eine grö−
Bere Fläche der Anlage verteilen wür−
den.

Zur Frage der Belastbarkeit der
Pfahlgründung des Brokdorfer Re−
aktorgebäudes wurden verschiede−
ne Berechnungen präsentiert, deren
Ergebnis auf der Seite der Antragstel−
ler die Sicherheit erheblich in Zweifel
zog, während die Gutachter der Ener−

ausreichende Si−
cherheit attestierten. Übereinstim−
mung herrschte bei allen Verfahrens−
beteiligten darüber, daß die vorgese−
henen Fundamente nicht das Gewicht
des mit einem Berstschutz ausgestat−
teten Reaktorgebäudes tragen könn−
ten; die Pfahlgründung könne auch
nicht so verstärkt werden, daß sie die
zusätzliche Belastung einer berstgesi−
cherten Anlage aushielte.

Hamburg/Schleswig−Holstein

Die Rechtsvertreter der Brokdorf−Gegner, zweiter von links Rechtsanwalt Winfried Günnemann

Donnerstag, 13. Oktober 1977

Foto: Haller

Jeden Monateli Millionen DM Verlust
Baustopp in Brokdorf wird für die Elektrizitätswerke eine teure Angelegenheit

Hamburg/Brokdorf (dpa) Die Ent−
scheidung über den Baustopp für das
Kernkraftwerk Brokdorf, die das
Oberverwaltungsgericht Lüneburg zu
treffen hat, rückt diesen Konfronta−
tionspunkt zwischen staatlicher Ord−
nungsmacht und Kernkraftgegnern
wieder in den Blickpunkt.
Nach den Auseinandersetzungen

um das Kernkraftwerk Whyl in Ba−
den−Württemberg war das Baugelände
am nördlichen Elbufer gleich nach der
ersten Teilgenehmigung im Oktober
vergangenen Jahres Schauplatz eines
offenen Kampfes zwischen Polizei und
Demonstranten.

Bei der zweiten Demonstration vor
dem wie eine Festung geschützten
Baugelände eskalierten die Auseinan−
dersetzungen. Auf beiden Seiten gab
es eine Reihe von Verletzten. Gegen
über 200 Demonstranten werdenstraf−
rechtliche Ermittlungsverfahren ein−
geleitet. Im Dezember 1976 entsprach
das Schleswiger Verwaltungsgericht
in einem Eilverfahren einem Antrag
von drei Anliegergemeinden und? acht
Einzelklägern auf einen vorläufigen
Baustopp für das Kernkraftwerk.

Trotz einer Bestätigung des Bau−
stopps trafen sich am 19. Februar
Kernkraftgegner in Itzehoe (Kreis
Steinburg) zur bisher letzten Groß−
kundgebung gegen das Kernkraft−
werk. Vorher hattensich die ver−
schiedenen Bürgerinitiativen in der
Frage des Demonstrationsortes ge−
spalten. Während die gemäßigten für
Itzehoe plädierten, riefen. radikale

Gruppen zu einem Marsch nach Brok−
dorf auf. Bei einem massiven Einsatz
von Polizei und Bundesgrenzschutz
verliefen die Kundgebungen in Itze−
hoe und Umgebung ohne Zwischenfäl−
le.

Für den Fall, daß das für Schles−
wig−Holstein und Niedersachsen zu−

ständige Oberlandesgericht Lüneburg
jetzt den Baustopp gegen das Kern−
kraftwerk aufhebt, ist mit weiteren
Demonstrationen zu rechnen. Die Lan−
deskonferenz der Bürgerinitiativen
Umweltschutz Unterelbe (BUU) hat
bereits beschlossen, zu einer neuen
Großkundgebung aller Kernkraftgeg−
ner in Brokdorf aufzurufen, wenn der
Baustopp ausgesetzt wird.

Die Auseinandersetzungen um
Brokdorf machten auch die unter−
schiedlichen Meinungen der Parteien
über die Kernenergie deutlich. Die
CDU−Landesregierung in Schleswig−
Holstein hat sich wiederholt für den
Bau des Kernkraftwerkes eingesetzt.
da es nach ihrer Meinung für die
Energieversorgun notwendig ist. Für
einen generellen Baustopp für Kern−
kraftwerke hat sich dagegen die
schleswig−holsteinische SPD ausge−
sprochen. Nach ihrer Meinung muß
erst die Entsorgung der Kernkraftwer−
ke gesichert sein. Einen ähnlichen
Standpunkt vertritt auch die FDP im
Kieler Landtag.
Zwist hat die Brokdorf−Diskussion

auch im Hamburger Rathaus ausge−
löst. Die Hansestadt will in Zukunft
einen Teil ihres Strombedarfs aus
dem Kraftwerk beziehen. Während
sich die Regierungsparteien SPD und
FDP auch hier für einen Baustopp bis
zur endgültigen Klärung der Entsor−
gungsfrage einsetzen, sprach sich die
CDU für den Bau des Kernkraftwer−
kes aus. Der SPD/FDP−Senat, in des−
sen Energieplanung das Kernkraft−
werk Brokdorf enthalten ist, machte
unterdessen deutlich, daß Brokdorf
für Hamburgs Wirtschaft und Privat−
haushalte notwendig sei.

Nach Angaben der Nordwestdeut−
schen Kraftwerke (NWK) kostet die
Baustelle monatlich rund elf Millio−
nen Mark für gebundenes Kapital und

Neunjähriger Schüler

ertrunken

die Auftragsverzögerungen für die
Baufirmen. Das Energieversorgungs−
unternehmen weist darauf hin, daß
diese Kosten letztlich der Verbrau−
cher zahlen müsse.

Hochschule: CDU

kritisiert Biallas
Hamburg (dpa) Der vom Zweiten

Hamburger Bürgermeister Professor
Dr. Dieter Biallas (FDP) vorgesehene
Maßnahmenkatalog gegen die für das
Wintersemester angekündigten Störun−
gen von Vorlesungen ist von der GDU
scharf kritisiert worden.

Wörtlich erklärte der bildungspoli−
tische Sprecher der CDU−Bürger−
schaftsfraktion, Volker Rübe: ?Die
Chaoten und kommunistischen Unru−
hestifter an der Universität werden
sich ins Fäustchen lachen.? Die Pläne
des als Wissenschaftssenator für die
Universität zuständigen Zweiten Bür−
germeister nennt Rübe ?wirkungs−
los?.

Rübe meint, die Rädelsführer wür−
den die Störungen der Vorlesungen
wie im Sommersemester fortsetzen,
weil Biallas sich weigere, das Ord−
nungsrecht anzuwenden und die Rä−
delsführer von der Universität zu ent−
fernen.

Biallas hatte erklärt, Vorlesungen
sollten dadurch geschützt werden,
daß Zutritt nur erhalte, wer die Vorle−
sung als Student besuche.Gleichzeitig
betonte Biallas jedoch, ?daß es eines
besonderen Ordnungsrechtes für
Hochschulen nicht bedürfe.

Es sei eine ?Kapitulation vor der
Gewalt?, sagte Rühe dazu, daß be−
stimmte Vorlesungen nur noch in be−
sonders abgesicherten Räumen durch−
geführt werden sollen.

Heim zum Ghetto zu werden. Au−
Berdem warnt die Lebenshilfe vor
einer Zusammenlegung von psy−



Lüneburger Richter mühen sich
um Entscheidung über Brokdor!i
Erster Verhandlungstag brachte Schlagabtausch der Sachverständigen

Schleswig (em/hr) Unter starken Sicherheitsvor−
kehrungen und mit einigen verstreuten Demon−

|
stranten, die vor dem Gebäude des Schleswiger
Oberlandesgerichts mit Transparenten und Flug−
blättern gegen die Kernkraft protestierten, hat
das Lüneburger Oberverwaltungsgericht gestern

Die zwei ehrenamtlichen und drei
hauptamtlichen Richter unter Vorsitz
des Vizepräsidenten des Lüneburger
Oberverwaltungsgeriehts, Kurt Hen−
ning, müssen über einen Urteilsspruch
des Schleswiger Verwaltungsgerichts
entscheiden, das am 9. Februar 1977
auf Antrag mehrere Einzelpersonen
und Gemeinden einen vorläufigen
Baustopp der Arbeiten am Kernkraft−
werk Brokdorf mit der Begründung
verfügt hat, bei der Genehmigung des
ersten Teilabschnittes durch das
schleswig−holsteinische Sozialministe−
rium sei die Frage der Entsorgung
von verbrauchten Brennelementen
nicht ausreichend geregelt worden.
Dagegen haben die Nordwestdeut−
schen Kraftwerke als Bauherren in
Übereinstimmung mit der Landesre−
gierung Einspruch erhoben.
Als die Sitzung gestern morgen im

Plenarsaal des ehrwürdigen Gerichts−
gebäudes begann, wirkte die Atmo−

sphäre zunächst gespannt. Nachdem
der Vorsitzende Richter nach ersten
Protestäußerungen aus dem Zuschau−
erraum jedoch mit Gelassenheit. und
Strenge zugleich reagierte und an−
schließend die Schverständigen zu
Worte ?kamen, hatte bereits bis zur
Mittagspause ein Teil der Kernkraft−
werkgegner den Saalverlassen.
Zum Auftakt der Sitzung trugen Be−

fürworter und Gegner des bei Brok−
dorf begonnenen neuen Kernkraftwer−
kes, das eine Leistung von 1300 Mega−
watt haben soll, noch einmal ihre un−
terschiedlichen Ansichten vor.
Der Rechtsvertreter der Kraftwerke,

der Frankfurter Professor Fischerhof,
vertrat die Ansicht, es sei unzulässig
gewesen, daß die Schleswiger Richter
seinerzeit bei ihrer Entscheidung auch

bereits künftige mögliche Gefahren
durch das Kernkraftwerk in Brokdorf
mitberücksichtigt hätten. Nach seinen
Worten gibt es keine unüberwindli−
chen Hindernisse, die dem Bau des
Kernkraftwerkes entgegenstehen. Fi−
scherhof sprach sich.−dafür aus, den
Baustopp wegen der enormen psy−
chologischen und wirtschaftlichen Aus−
wirkungen aufzuheben.
Dieser Auffassung widersprach der

Anwalt der Kernkraftwerkgegner,
Winfried Günnemann. Er meinte,
schon bei der ersten Teilgenehmi−
gung müßten mögliche Gefahren
durch das Kernkraftwerk berücksich−
tigt werden. Der Anwalt bezweifelte,
daß die Landesregierung rechtlich
korrekt gehandelt habe, als sie nach

Bewilligung der ersten Teilgenehmi−
gung die sofortige Vollziehbarkeit und
damit den Baubeginn genehmigt hat,
ohne daß über die Einsprüchebereits
rechtlich entschieden war. Auf diese
Weise sind nach Ansicht des Anwalts
die Rechte der Betroffenen ebenso
ausgeschaltet worden wie die Kon−
trolle durch die Gerichte.
Diesem Standpunkt widersprach

nachdrücklich der Rechtsvertreter der
Landesregierung, Hoffmann−Fölker−
samb. Der sofortige Vollzug sei auf−
grund der Prognosen über den Ver−
brauch von Elektrizität und damit im
öffentlichen Interesse nötig gewesen.
Auch über die Entsorgunghätten sich
die zusätzlichen Behörden ?Gedanken
gemacht?.
Anschließend boten beide Seiten

eine größere Anzahl von Wissen−
schaftlern auf, die anhand umfangrei−
chen Zahlenmaterials ihre gegensätzli−
chen Standpunkte untermauerten. Die
Vertreter der− Kraftwerke versicher−
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Hamburg/Schleswig−Holstein

eine zweitägige Verhandlung begonnen. Nach
Auswertung des dabei gewonnenen Materials
wollen die fünf Richter des VII. Senats darüber
befinden, ob am Kernkraftwerk Brokdorf weiter−

gebaut werden darf. Die Entscheidung wird
wahrscheinlich in dieser Wochenicht mehrfallen.

Mittwoch, 12. Oktober 1977

ten, auch durch den Bau von Brokdorf
seien keine gesundheitlichen Schäden
zu erwarten, weil die Strahlenbela−

stung weit unter den gesetzlich zuge−
lassenen Werten läge. Die Gutachter
der Kernkraftwerkgegner widerspra− ,
chen diesen Aussagen und erhoben
den Vorwurf, zahlreiche Unsicher−
heitsfaktoren seien ausgeklammert
worden. Es werde zu höheren Bela−
stungen kommen,als in der Strahlen−
schutzordnung erlaubt sei.

Im Hof des Gerichtsgebäudes: Wasserwerfer und Mannscha ftswagen der Bereitschaftspolizei

Jasper geht und FDP
distanziert sich
Rendsburg/Kiel (em) Der stellver−Itanda Tandaevaraitmo− "−

menden Jahr die Konsolidierung
des Landeshaushalts keinen Vor−
ranghab
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Allen Auseinandersetzungen entrückt: das Baugelände in Brokdorf aus der Vogelperspektive.
Luftbild−Freigabe−Nr. 290/77 durch Luftamt Hamburg

Nach derAnhörung hat sich das Gericht
zur Beratung zurückgezogen
In den Plädoyers erläuterten die Brokdorf−Parteien noch einmal ihre Standpunkte
Schleswig (hr) Ein ?Grundsatzrefe−

rat? des Frankfurter Professors Hans
Fischerhof über die Rolle der Verwal−
tungsgerichte und persönliche Erklä−
rungen von sechs der zehn als An−
tragsteller auftretenden Kernenergie−
Gegner waren die Höhepunkte der
Plädoyers, mit denen die Berufungs−
verhandlung in der Auseinanderset−
zung um dem Baustopp für die Kern−
kraftwerke Brokdorf am späten Mitt−
wochabend nach über 20 Verhand−
lungsstunden in Schleswig zu Ende
ging. Der VII. Kammer des Oberver−
waltungsgerichts zog sich für die Be−
ratung ins heimische Lüneburg zu−
rück; die Beratungsdauer sei; so der
Senatsvorsitzende Hennig am Mitt−
woch auf die Frage eines Prozeßbetei−
listen , ?noch nicht abzusehen?. Be−
obachter des Verfahrens, rechnen je−
doch nicht damit, daß eine Entschei−
dung vor Ablauf einer Woche verkün−
det wird.

Professor Fischerhof gab im Stil
klassischer Rhetoriker, zunächst die
schweren Vorwürfe, die gegen deut−
sche Verwaltungsgerichte in jüngster
Zeit wegen ihrer Rechtsprechung in
Kernkraftwerksfragen erhoben wor−
den waren, wieder (bis hin zu der For−
derung, Kernenergieprozesse ?Sonder−
gerichten mit mehr fachlicher Kompe−
tenz? zu übertragen), um sich dann
von diesen Auffassungen zu distanzie−
ren und den Richtern des VII. Senats
zu bescheinigen, daß sie ihre Aufgabe
wohl bewältigen würden. Fischerhof
unterstrich allerdings, die Verwal−
tungsgerichte seien keine ?technisch−
physikalisch−biologischen Superin−
stanz?, sondern sie hätten dafür zu
sorgen, daß alles ?mit rechten Din−
gen? zugehe und daß die Entschei−
dungen der Behörden vertretbar seien.
N = .

Ein weiterer Baustopp in einem
vorläufigen Rechtsschutzverfahren
könne, so meinte der Frankfurter Pro−
fessor, der im Schleswiger Verfahren
die Brokdorfer Kraftwerksbetreiber
als Prozeßbevollmächtigter vertrat,
?die gesamte deutsche Volkswirt−
schaft in Gefahr bringen?. Direkt an
die Richter gewandt, fragte Fischer−
hof: ?Meinen Sie, die gesamte Last
der Verantwortung für das Ja oder
Nein zur Kernenergie auf sich neh−
men zu können, anstatt sie der Wis−
sesnchaft und der Politik zu überlas−
sen?? Geradedzu beschwörend erin−
nerte er daran, daß ?bisher noch kein

Obergericht. einen. Kernkraftwerks−
baustopp ausgesprochen hat? und ließ
seinen Appell in der Befürchtunggip−
feln, ein Baustopp aus Lüneburg wäre
ein, ?vernichtender Schlag für. die Kü−
stenländer?.
Leben kam noch einmal in den Ge−

richtssaal, als sechs der zehn Antrag−
steller aus der Umgebung des Kern−
kraftwerks persönliche Erklärungen
abgaben, in denene sie vor allem die
Sorgen um ihre Familien und ihre
bäuerlichen Betriebe zum Ausdruck
brachten. Da war die Rede von eis−
kalt kalkulierten und eingeplanten
Krebstoten? (dieser Satz wurde von
dem Rechtsvertreter des Kieler Wirt−
schaftsministeriums später als ?Unge−
heuerlichkeit? bezeichnet), von ver−
seuchtem Trinkwasser für das Vieh,
vom Staat, der uns Bürger in einer
Nacht−und−Nebel−Aktion überrumpelt?.
Lebhafter Beifall, mit dem diese ÄAu−
Berungen von den Kernenergiegegnern
unter den Zuhörern bedacht wurden,
veranlaßten den Senatsvorsitzenden
zu dem Hinweis, daß ein Gerichtssaal
keine politische Bühne sei ? ?Auch zu
so später Stunde kann ich den Saal
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noch räumenlassen.? Diese ?Drohung?
verfehlte ihre Wirkung nicht, so daß
die Verhandlung auch in ihrem letz−
ten Stadium in geordneten Bahnen
verlief.
Der Prozeßbevollmächtigte der An−

tragsteller, Rechtsanwalt Günnemann,
faßte noch einmal die an beiden Ver−
handlungstagen von ?seinen? Gutach−
tern vorgebrachten Argumente zusam−
men und kam zu dem Schluß, daß
aufgrund der zahlreichen Sicherheitsri−
siken der Baustopp auf jeden Fall auf−
rechterhalten werden müsse. Bei ei−
ner Fortsetzung der Bauarbeiten in
Brokdorf würden weitere vollendete
Tatsachen geschaffen, von denen es
kein Zurück mehr gäbe und durch die
der Rechtsschutz der Antragsteller
ernsthaft in Frage gestellt wäre.
Der,als letzter ?plädierende Vertre−

ter des öffentlichen Interesses, Mini−
sterialrat Dr. Busch, stellte fest, das
Verfahren laufe vor einem ?merkwür−
digen Hindergrund? ab: Auf der ei−
nen Seite sei der weltweite erfolgrei−
che Einsatz von Kernkraftwerken zu
registrieren, auf der anderen Seite
gebe es in der Bundesrepublik einen
heftigen, sich leider auch militant äu−
Bernden Widerstand gegen die Kern!
energie. Dr. Busch warf die Frage auf,
ob es sich hier um ?EinbrüchedesIr−
rationalen? oder um Schwierigkeiten
bei der geistigen und psychologischen
Bewältigung einer sehr schnell verlau−
fenden technischen Entwicklung han−
dele. Einen Abstecher in die Außen−
politik unternahm der Ministerialrat,
als er ?bei zu rigoroser Handhabung
des Baustopps durch Verwaltungsge−
richte? die Gefahr ausmachte, die Bun−
desrepublik könne wegennichterfüll−
ter Verträge ?völkerrechtlich hand−
lungsunfähig? werden.

® = a
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Landwirte aus der Wilster− und Krempermarsch demonstrierten gestern nachmittag mit einem Treckerkorso vor dem
Geländedes geplanten Kernkraftwerkes in Brokdorf an der Unterelbe.

FAIRE
RKz

Zwei Todesopferin
Schleswig−Holstein
Neumünster (dpa). Bei Ver−

kehrsunfällen sind am Wochenen−

de in Schleswig−Holstein zwei Men−
schen getötet worden. Wie die Poli−

zei am Montag mitteilte, wurde am

Sonntag in der Nähe seines

WohnortesGarding(KreisNordfries−
land) der 42 Jahre alte Richard B. in

seinem Wagentot aufgefunden. Das

leichtbeschädigte Auto lag. umge−

kippt in einem Wassergraben. Die

Polizei vermutet, daß der Fahrer
ertrunkenist. Über den Unfallher−

gangist nichts bekannt.
Auf der Bundesstraße 76 wurde|

am Sonntagabend bei Plön der

.45jährige Arbeiter Kurt W. aus
Kleinmeinsdorf (Kreis Plön) mit sei−
nem Fahrrad von einem Auto erfaßt
und getötet.

Hamburg/Schleswig−Holste

Foto: joko

Treckerdemonstration in Brokdorf:

?Kläger stehen nicht
allein in Schleswig?

Brokdorf (joko). Rund 100 Landwir−
te und KKW−Gegner demonstrierten
am gestrigen Nachmittag mit einem

Fahrzeugkorso, der aus 49 Traktoren,
40 Personenwagen und zwei Krafträ−
dern bestand, gegen den Bau des ge−
planten Kernkraftwerkes am Bauplatz
in Brokdorf (Kreis Steinburg).

Die friedlich verlaufene Demonstra−
tion wurde von der Initiative ?Bauern
gegen das Atomkraftwerk??, der Land−−
wirte aus der, Wilster− und Kremper−
marsch angehören, veranstaltet.

Dreimal umrundete die über einen
Kilometer lange Kolonne den Bauplatz,
so daß die Polizei teilweise die Bundes−
straße 431 sperren mußte. An den mit−

geführten Fahrzeugen waren Transpa−
rente angebracht worden,auf denendie

Einstellung der Bauarbeiten gefordert
wurden. ?Wiesen statt Wüsten? und

?Gerichte entscheiden: Tod oder Le−
ben? war zu lesen.

Die Polizei war nur mit schwachen
Kräften zur genehmigten Demonstra−
tion angerückt, um den Straßenverkehr
zu regeln.
Zum Abschluß der Treckerdemon−

stration hielten die Teilnehmer am
Haupttor zum Bauplatz eine kurze

Kundgebungab. ?Mit unserer heutigen
Aktion haben wir gezeigt, daß die Klä−
ger in Schleswig nichtalleine stehen?,
hieß es.
Wie gemeldet, entscheidet am heuti−

gen Dienstag und morgigen Mittwoch
der 7. Senat des Oberverwaltungsge−
richts Lüneburg in Schleswig über den
in erster Instanz vom Verwaltungsge−
richt Schleswig−Holstein erlassenen

vorläufigen Baustopp des Kernkraft−
werkes Brokdorf.
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Kernkraitwerke in Brunsbüttel, Stade

und Brokdorf?
r Rn:

dDie Frage wurde
zum nuklearen

?Bermuda−Dreieck?
Von Peter Kruse

2 i.der nunentscheidendengerichtlichen| !_
Schleswig, 12. Oktober

Auseinandersetzung um Sein oder Nichtsein des Baustopps für das Kernkraftwerk

Brokdorf. Bei der Auswahl der ehrenamtlichen Richter im 7. Senat des Oberver−

waltungsgerichtes Lüneburg war der Buchstabe S an der Reihe. Und so fiel das

Los auf die Herren Dr. Stratmann und Dr. Struwe. Der eine ist Physiker, der ande−

re Agrarexperte. Unter solch kompetentem ?Begleitschutz? konnte der Vorsitzende

Richter Kurt Hennig (62) beruhigt das nach Schleswig verlegte Verfahren starten.

Voller Wißbegier hat sich die Rich−

terriege in das Verfahren gestürzt. Der

Phalanx von 60 Sachverständigen und

den Prozeßbeteiligten (Kläger: drei Elb−

Gemeinden und neun Brokdorfer Bür−

ger; Beklagte: Stromerzeuger, Kraft−
werksbauer und die Landesregierung
Kiel) legte das Gericht einen siebensei−

tigen Fragenkatalog vor.

Und damit stand fest, daß Brokdorfs
Zukunft nicht mehr allein vom Bau
einer Atommüll−Deponie abhängt. Lü−

neburgs Verwaltungsrichter haben aus

den zahlreichen Verfahren der Vergan−

genheit gelernt. Sie wollen alles wissen,
Sie sehen Brokdorf auch nicht mehr als

isglierten

:

?Fall?. Sie fragen: Wie? ist

das, wenn drei Kernkraftwerke auf re−
lativ engem Raum betrieben werden,
nämlich Stade, Brunsbüttel und viel−
leicht auch Brokdorf?

Für die Sachverständigen beider Par−

teien wurde diese Frage zum nuklearen

?Bermuda−Dreieck?, dessen Rätsel

auch die Atom−Experten offenbar nicht
lösen können.
Messungen bei anderen Kernkraftwer−

ken und die Hochrechnungen auf die

elbische Situation hätten ergeben, daß

die Bevölkerung in und um Brokdorf

niemals einer Strahlenbelastung ausge−
setzt wird, die Gefahr für die Gesund−

heit bedeutet. Denn selbst die zehnfa−
che Steigerung der natürlichen Strah−

lenbelastung führe zu keiner Schädi−

gung. Auch nicht im meteorologisch

ungünstigsten Fall. Soweit die Gutach−

ter der Kieler Regierung und der

; Kraftwerks Union (KWU), die Brokdorf

bauensoll.;
eKläge anderer An−

Tare
ebsplä−

Ss]

"Bröktlorf:/DieAbgabe minima−
sr ’Schad: orte n’die Elbesg e nur bei
Ebbe erfolgen, üm eine®’Merfür mit den
Abwässern von Brunsbüttel zu verhin−

dern. Was aber, wenn sich in diesem
1 ?

unvorhergesehen die
iern? Ferner

de schwach ralisaküven Abfall−

Auch um das radioaktive Jod 131, da

in geringen Mengen über einen Kern−

kraftwerks−Schlot in die Atmosphäre

abgeführt wird, flammte ein Gutachter−

Scharmützel auf. Dem Sachverständi−

gen der Gesellschaft für Reaktorsicher−
heit wurde eine Schrift vorgehalten, die

er 1971 verfaßt hatte. ?Da haben Sie ge−

schrieben, eine Konzentrierung von

mehreren Kernkraftwerken dürfe nicht

zugelassen werden, weil über den Wei−

de−Kuh−Pfad durch die Milch die

Schilddrüse bei Kleinkindern mit Jod
131 überbelastet werden könne.?

;

Der Verfasser dieses Satzes wehrte

sich: ?Ja, das stimmte auch, nach dem
Stand der damaligen Technik. Die Aus−

sage ist heute nicht mehr gültig, man

?Wie weit man jetzt ist, undwie sicher
ein Atommeiler gegen äußere Einwir−

kungen konstruiert werden kann, wol−
len die Richter heute in Erfahrung

bringen. Sie fragen unter römisch drei,
arabisch eins: ?Warum ist das Reaktor−

gebäude gegen den Absturz einer Mili−

tärmaschine, nicht aber gegen den eines

wesentlich schwereren Verkehrsflug−
. zeuges ausgelegt??

Daß sich Gericht und Gutachter un−

gestört der Frage des Gebäudeschutzes
widmen können, dafür sorgen mehrere

Hundertschaften Polizei. Sie haben das

Gebäude des Verwaltungsgerichts
Schleswig. dichtgemacht, nachdem
kommunistische Gruppen für heute
massive Störungen verabredet haben.



Montag, 7. November1977

CDU−Kreisvorsitzender kritisiert SPD

Keine Denkpause im Fall
Kernkraftwerk Brokdorf
Auf dem letzten CDU−Kreisparteitag in Glückstadt wandte sich der CDU−Kreis−

vorsitzende, Kreisrat Georg Rösler (MdL), auch gegen die wiederholten Versuche
der SPD und hier insbesondere des Kreisvorsitzenden der SPD, Herrn Roggen−.
bock, im Zusammenhang mit dem Beschluß des Oberverwaltungsgerichts Lüne−
burg zu Fragen des Baustopps am Kernkraftwerk Brokdorf, die Landesregierung
undinsbesondere Ministerpräsident Dr. Stoltenberg zu diffamieren.

Er bedauerte, daß der Wortlaut mit
seinen tatsächlichen Auslegungen so−
wohl immer wiederfalsch zitiert werde
und damit dem Bürger ein falscher
Eindruck vermittelt werde als auch die
daran geknüpften unerträglichen
Schlußfolgerungen. Er erläuterte, daß
die erste Teilbaugenehmigung für das
Kernkraftwerk in Brokdorf in seinen
ersten vier Punkten sich mit Fragen der

Aufspülung, der Einrichtung der Bau−
stelle, der Einrichtung der Wasserhal−

tung und des Aushubs des Bodens be−
schäftige. Diese vier Punkte seien vom

Baustopp nicht mehr erfaßt, nachdem
das OVG Lüneburg insofern den Be−
schluß des VG aufgehobenhat.

Das OVG Lüneburg hat also keines−

wegs die von der SPD im Kreis Stein−

burg so oft zitierte Denkpause?bestätigt,
sondern den Antragstellern und dör
Landesregierung zu verstehen gegeben,
daß bei Beachtung gewisser formeller
Voraussetzungen der Bau fortgesetzt
werden kann. Das OVG Lüneburgist in

seinen ersten Darstellungen − die end−
gültigen Gründe liegen nochnicht vor
? sogar soweit gegangen, daß es darauf?
hingewiesen hat, daß in der Nachbar−
schaft der Kernkraftwerke in Stade oder
Brunsbüttel für die Bevölkerung auch
beim Bau eines Kernkraftwerksin Brok−
dorf radioaktive Belastungen nicht vor−
liegen würden. Kreisrat Rösler wies in
diesem Zusammenhangdaraufhin, daß
er es begrüßen würde, wenndiese Tat−
sachen der Bevölkerung bewußt ge−
macht werden würden, und verurteilte
den Versuch, der Landesregierung zu

unterstellen, sie habe rechtswidrig und
unmittelbar zum Nachteil der Bevölke−
rung entschieden.

Außerdem kritisierte Kreisrat Rösler,
der wie erwartet zum Spitzenkandida− .
ten gewählt wurde, das Verhalten der

Bundesregierung zu den unerträglichen
Zuständen des Terrorismus. Auch mit
der Steuerpolitik zeigte sich Rösler un−
zufrieden.

{
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Heute:
Beschluß
über KKW
Brokdorf

Eigener Bericht − dpa

Brokdorf, 17. Oktober
Bei neuen Demonstrationen gegen

das geplante Kernkraftwerk Brok−
dorf an der Unterelbe sind in der
Nähe des Baugeländes zwei Polizi−
sten leicht verletzt worden. Ein De−
monstranten−Fahrzeug hatte eine
Straßensperre durchbrochen und die
beiden Beamten angefahren.

An der Protestaktion, die unter
dem Einfluß des ?Kommunistischen
Bundes Westdeutschlands? (KBW)
stand, nahmen etwa 350 Kernkraft−
werksgegner teil. Die Demonstration
der Bürgerinitiative ?Kein Kern−
kraftwerk an der Eckernförder
Bucht und anderswo? am Brokdorfer
Bauplatz war vom Gericht verboten
worden. Die Polizei stoppte einige
Demonstranten, um sich deren Per−
sonalien zu notieren.

Heute fällt die mit Spannung er−
wartete Entscheidung des Lünebur−
ger Oberverwaltungsgerichts im Fall
Brokdorf. Nach einer zweitägigen
Verhandlung in Schleswig vor knapp
einer Woche werden dieRichter jetzt
bekanntigeben, ob in Brokdorf mit
den Bauarbeiten begonnen werden
darf oder ob es beim Baustopp bleibt.
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ON » HINTERGRUND

Weiter Stopp
in Brokdorf
Der Baustopp für das Kernkraft−
werk Brokdorf bleibt vorerst beste−
hen. Das entschied das Oberverwal−
tungsgericht in Lüneburg.

Gegen den Beschluß des Verwaltungs−
gerichts Schleswig, den sofortigen Vollzug
der ersten Teilerrichtungs−Genehmigung
aufzuheben, hatte der Bauherr (Nord−
westdeutsche Kraftwerke ? NWK) Be−
schwerdeeingelegt. Sie wurde verworfen.
In Brokdorf ruhen die Arbeiten vorerst.

Die Lüneburger Richter setzten zwei
Bedingungen für den Weiterbau:
1. müsse ein ?prüffähiger Antrag für ein
Zwischenlager zur Lagerung abgebrann−
ter Brennelementegestellt? sein, und
2. müßten ?geologische Untersuchungen
zum Nachweis der Eignung eines be−
stimmten Standortes für die Endlagerung
radioaktiver Abfälle eingeleitet? sein.
Die beiden anderen Hauptthemen der

zweitägigen Verhandlungen ?  Berst−
schutz und mögliche Überlageruggen der
radioaktiven Emissionen aus den drei be−
nachbarten Kernkraftwerken Stade, Brok−
dorf und Brunsbüttel ? spielten in dem
Beschluß keine wesentliche Rolle mehr.
Zur Überlagerung meinte das Gericht,sie
sei kein Hindernis, ?wenn der höchst−
mögliche Schutz der in der Umgebung le−
benden Menschen zur Verminderung
radioaktiver Immissionen ’erreichbar er−
scheint?.
Mit ihrem Spruch haben die Lünebur−

ger Richter zwar die aus dem Atomgeserz
($ 9a) herzuleitende Vorsorge für die
Endlagerung unterstrichen, zugleich das
Problem aber wieder an die Politiker zu−
rückgegeben:
® Ein ?prüffähiger Antrag? für ein

Zwischenlager kann nach Meinung der
NWK in wenigen Monaten vorliegen,wenn sich Bund und Länder über einen
Standort geeinigt haben; die technische
Auslegung bietet keine ernsthaften Hin−
dernisse,
© Die NWKinterpretiert den Beschluß

überdies so, daß die ?Endlagerung? ge−
mäß $ 9a Stromgesetz keine Genehmi−
gungs−Bedingung mehrist; eine Zwischen−
agerung sei vorläufig ausreichend, wenn
der Gesetzgeber damit auch nicht aus sei−
ner Verantwortung für die Endlagerungentlassen sei.
® Die ?Einleitung des Prüfverfahrens?

(etwa für Gorleben) hängt vom Willen
der betreffenden Landesregierung ab,
?robebohrungen zuzulassen, H.B

??
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BERND LAMPE,Schleswig
In der gerichtlichen Auseinanderset−

zung um die Errichtung des Kernkraft−
werkes Brokdorf/Unterelbe wird die
Frage des Berstschutzes für Atomkraft−
werke zum zentralen Angelpunkt. An
diesem Problem war im Frühsommer
durch eine  verwaltungsgerichtliche
Entscheidung vorerst der Bau des

en
Wyhl/Rhein geschei−

e

Das gemeinsame Oberverwaltungsge−
richt der Bundesländer Niedersachsen
und Schleswig−Holstein will in letzter
Instanz nach zweitägiger mündlicher
Verhandlung heute in Schleswig dar−
über entscheiden, ob der Baustopp für
das Kernkraftwerk Brokdorf weiter

. gelten soll. Im Februar hatte das Ver−
waltungsgericht Schleswig auf die Kla−
ge von drei Gemeinden und neun Bür−
gern hin den Baustopp verfügt, weil
nach seiner Ansicht die Entsorgung des
anfallenden Atommülls nicht gewähr−
leistet sei. Das Problem der Entsorgung
soll nun nur noch ein Thema unter den
Gefahrensaspekten sein, die von Kern−
kraftwerken ausgehen. ; :
Das Gericht begann gestern die Ver−

handlung in dem von starken Polizei−
kräften
Schleswiger Verwaltungsgerichtes, da
massive Demonstrationen angekündigt
worden waren. Zu Beginn der Verhand−
lung, auf der etwa 60 Sachverständige
gehört werden sollen, legte das Gericht
einen siebenseitigen Fragenkatalog vor.

abgeriegelten Gebäude des

Die Richter wollen unter anderem wis−
sen, ob ?ein Berstschutz absolute oder
zumindest erhebliche höhere Sicherheit
vor den Folgen eines Berstunfalls*
bieten kann. Es warf gleichzeitig die

. Frage auf, ob künftig statt der Verwal−

tungen die Parlamente über die Errich−
tung von Kernkraftwerken entscheiden
sollen. Beobachter schließen aus der
breiten Palette des Fragenkatalogs, daß
die Richter ein entscheidendes, rich−
tungweisendes Urteil fällen wollen.

Sachverständige der Kernkraftwerks−
union KWU ?wiesen bei der Erörterung
der Frage, ob die Abgase von mehreren
nebeneinanderliegenden Kernkraft−
werken gesundheitliche Schäden verur−
sachen könnten, darauf hin, daß die
Überlagerungen der schon bestehenden

Kernkraftwerke in Stade und Hunsbüt−
tel/Unterelbe ungefährlich seien. Selbst,
wenn alle drei Kraftwerke in diesem
Raum ?voll gefahren würden?, läge die
Strahlendosis weit unter den Grenzwer−
ten. die in der Strahlenschutzverord−
nung festgelegt. seien. Der Physiker
Handke, der 1971 davor gewarnt hatte,
mehrere Kernkraftwerke innerhalb ei−
nes Umkreises von 10 Kilometern zu er−
richten, meinte jetzt vor Gericht, daß es
die technischen Voraussetzungen nun
erlaubten, mehrere Kraftwerke in die−
sem kleinen Raum zu bauen. Ein von
Kraftwerksgegnern bestellter Gutachter
meinte hingegen, daß die von den Sach−
verständigen genannten Emissionsdaten
von Kernkraftwerken viel zu niedrig
angesetzt seien.
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Dialog mit demBürger
muß neubeginnen

Sonnabend, 29. Oktober 1977

Kellinghusen. Zur Erörterung aktueller Fragen traf sich der SPD−Kreis−
’vorsitzende und Landtagsabgeordnete Jochen Roggenbock mit dem Vor−
stand der Wrister SPD und den Kreistagsabgeordneten Horst Adolff und|Bernd Felgendreher. BesonderesInteresse bei den Anwesenden fand das
Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg bezüglich des Brokdorfer
Atomkraftwerkes.

Hierzu erklärte Landtagsabgeord−
neter Roggenbock: ?Dieses höchst−
richterliche Urteil. hat dieseit lan−
gem von der SPD geforderte Denk−
pause bestätigt. Wir Sozialdemokra−
ten haben das Vorgehender Landes−
regierung und der Kreis−CDU in
Brokdorf immer als falschesstaatli−
ches Handeln bezeichnet, so daß wir
uns durch die jetzt ergangene ge−
richtliche Entscheidung in unseren
politischen Forderungen bestätigt
sehen.? } :

Weiter wies Roggenbock darauf
hin, daß unserem Kreis und insbe−
sondere der Wilstermarsch die
schweren Belastungen und Uner−
träglichkeiten der letzten Monateer−
spart geblieben wären,hätte sich die
CDU den Forderungen der SPD an−
geschlossen. ?Der Frieden in der
Wilstermarsch, für den der Landrat
nach? der Fehlentscheidung der Lan−
desregierung Unterschriften sam−
melte, wurde nicht nur durch einige
Chaoten, sondern. insbesondere
durch den durch die ’Landesregie−.
rung angeordneten sofortigen Bau−
beginn gestört. Frst die Richter in

Lüneburg mußten diesen Mißstand
beseitigen.?
Auch habe es sich Herr Stolten−

berg zuzuschreiben,wenn durch die
stillgelegte Baustelle in. Brokdorf
Schäden in vielen Millionen−Mark
Höhe entstanden seien und weiter
entstehen. Diese Summenhätten die
Bürger über einen höheren Strom−
?preis aufzubringen. Die Entschei−
dung des Oberwaltungsgerichtes
machedeutlich, so Roggenbock, daß

’ die CDU voreilig und selbstherrlich
die Bedenken der Kernkraftwerks−
gegner als ?Spinnereien? abgetan
habe und diese pauschal als Extre−
misten beschuldigt habe.

?Jetzt gilt es?, sagte Landtagsab−
geordneter Roggenbock− abschlie−
Bend,?für alle Bürger, Politikerund
auch für Herrn Stoltenberg und
seine Freunde, die gerichtlich fest−

. gelegte Denkpause zunutzen, um zu
einer angemessenen unddie Interes−
sen allerBürger berücksichtigenden
Energiepolitik zurückzukehren. Der
Dialog mit allen Bürgern im Lande
muß neu beginnen.?
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|" Von Erich Maletzke ; Standpunkte
Wer sich beim gestern begonnenen: Brokdorf−Prozeß Sensationen
erhofft hatte, wurde schnell enttäuscht. Verwaltungsgerichtsverfah−−
ren ?verlaufen im Gegensatz zu Kriminal−Verhandlungen auch bei
brisanten Themen infamiliärer Atmosphäre, und soließen sich denn
auch die wenigen eingelassenen und erkennbaren Kernkraftwerk−.
gegner von der friedlichen Stimmung anstecken. Langeweile trieb
etliche schnell an die frische Luft. ae een
Die fünf Lüneburger Richter ließen ohnehin keinen Zweifel daran,
daß für sie die Schleswiger Sitzung kein spektakulärer Gerichtstag,
sondern eine. Informations−Veranstaltung ist. Bevor sie ihre wahr−
scheinlich schon weitgehend. gefaßte Meinung verkünden, wollen
sie noch einmal die, Argumente der streitenden Parteien anhören.
Beide Seiten machten es denfünf hoffentlich weisen Senatsmitglie−
dern allerdings schon am ersten Tag sehr schwer. −

Geistig :undiszipliniert zeigten sich dabei vor allem wieder die Ex
perten. Ihr Versuch, dem Senat Gefahren oder Harmlosigkeit der
im Unterelberaum entstehenden Kernkraft−Landschaft zu erläutern,
scheiterte an Darstellungsvermögen und Überzeugungskraft. Jede

− Seite beharrte, wie bei ähnlichen Anhörverfahren, auf ihren Stand−
punkten, und kein Gericht der Welt könnte ermitteln, wo Recht und

. Wahrheitliegen.
. Die Forderung des. Rechtsvertreters der Bauherren, in Brokdorf
müsse schon wegen der ?enormen psychologischen und wirtschaft−− lichen Auswirkungen?des Baustopps wieder gearbeitet werden,ist: nur einBeispiel, wie karg die Argumente schon gewordensind, die
das Pro.undKontra untermauernsollen. − N, %
Nein, die Richter sind um ihre Aufgabe wahrlich. nicht zu beneiden.
Jeder Tag,den sie zögern, kostet diein Brokdorf engagiertenEner−

? gieunternehmenein mittleres Vermögen. Aber kann man anderer−
seits angesichts so vieler gefährlicher Unklarheiten guten Gewis−
sens zur Eile treiben? Auch wenn Krebs in der Schilddrüse nicht

"unbedingt tödlich sei, wie? einer der Wissenschaftler gestern in.
Schleswig tröstend und unter Protest von den Rängen verkündete.

?Wie immer .der Spruch der Lüneburger Richter ausfällt, es wird auf.
?beiden Seiten Verlierer geben. Es sei denn,Justitia schiebt im End−. effekt die Entscheidung doch den Parlamenten zu. Und etliches

’

?spricht dafür, daß die schwere Verantwortung wirklich nur von Poli−− tikern getragen werden kann.
n Piss arierey
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